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Finnland ist
Corona-Primus
Was macht das Land besser als der Rest von Europa?

RUDOLF HERMANN

«Die Restriktionen dürften demnächst
wieder verschärft werden», ist eine Mel-
dung, wie sie derzeit in Europa ange-
sichts der zweiten Welle der Corona-
Pandemie vielerorts zu vernehmen ist.
In Finnland betraf sie letzte Woche die
Metropolregion Helsinki, wo mit 1,7
Millionen Einwohnern gegen ein Drit-
tel der gesamten finnischen Bevölke-
rung zu Hause ist. Diese Region wird
von den Behörden deshalb besonders
scharf beobachtet. Und weil die Zah-
len der gemeldeten Sars-CoV-2-Infek-
tionen seit ein paar Wochen wieder am
Steigen sind, wie die finnische Sende-
anstalt Yle meldete, müssen die Zügel
angezogen werden.

Beim Blick auf die finnischen Zah-
len dürften die Epidemiologen ande-
rer europäischer Länder allerdings
ziemlich neidisch werden. Pro hundert-
tausend Einwohner liegt Finnlands In-
zidenzquote derzeit knapp unter 70,
was wenig ist im Vergleich mit Deutsch-
land, Schweden oder gar der Schweiz.
Einzig Island schneidet ähnlich vorteil-
haft wie Finnland ab.

Hohes Vertrauen. . .

Was macht Finnland besser als andere?
«Ein bisschen Glück, gutes Manage-
ment und hohes Vertrauen der Be-
völkerung in die Institutionen», so be-
schrieb eine Journalistin von Yle die
Ingredienzen des finnischen Corona-
Cocktails. Glück hatte das Land dem-
nach insofern, als dass es der ersten
Welle wegen seiner peripheren Lage
später ausgesetzt war als andere und
damit mehr Zeit hatte, sich vorzube-
reiten. Ausserdem, bemerkte Asko Jär-
vinen, der leitende Beamte für Infek-
tionsfragen in der Hauptstadtregion,
halte man in Finnland beim gesell-
schaftlichen Umgang miteinander von

Natur aus einen gewissen Abstand, was
der Seuchenbekämpfung entgegen-
gekommen sei. Zudem sei das Land re-
lativ dünn bevölkert.

. . . aber auch Kontrolle

Das ist zwar richtig, muss aber gerade
für die Hauptstadtregion relativiert wer-
den. Dort nämlich ist die Bevölkerungs-
dichte mit 185 Einwohnern pro Qua-
dratkilometer zehnmal höher als der
Landesdurchschnitt, wenn auch noch
nicht so hoch wie in der Schweiz (219)
oder Deutschland (240).

Ein weiterer Baustein des relati-
ven Erfolgs ist laut Kommentatoren
das Vertrauen, das die finnische Bevöl-
kerung den Behörden und staatlichen
Akteuren entgegenbringt. Diese kön-
nen wiederum davon ausgehen, dass
die von ihnen verfügten Massnahmen
generell respektiert werden. Darin sind
sich die nordischen Nationen ähnlich.

Weil Vertrauen gut, Kontrolle aber
besser ist, schreckt die finnische Regie-
rung unter der Leitung der jungen,
resoluten sozialdemokratischen Minis-
terpräsidentin Sanna Marin auch vor
Massnahmen nicht zurück, mit denen
man im Volk nicht unbedingt poli-
tisch Punkte gewinnt. So wurde in der
ersten Welle der Pandemie im Früh-
ling die Metropolregion Helsinki für
drei Wochen abgeriegelt, als die Ent-
wicklung unkontrollierbar zu werden
drohte. Darin unterscheidet sich Finn-
land deutlich von Schweden. Dort set-
zen die Behörden bekanntlich primär
auf Freiwilligkeit und Selbstverant-
wortung der Bürger; eine Strategie, die
allerdings weder im Frühling noch jetzt
wirklich aufgegangen ist.

Unpassierbare Grenzen

Finnland schaut ferner aus epidemio-
logischem Blickpunkt sehr genau, wer
unter welchen Umständen ins Land ge-
lassen wird. Dass die Grenzen auch für
die nordischen Nachbarn zeitweise un-
passierbar wurden, führte vor allem im
Kontakt mit Schweden zu bösem Blut.
Nun schlägt Ministerpräsidentin Marin
eine EU-weite Gestaltung der Reise-
politik vor. In einem Artikel für das
Magazin «Politico» rief sie nach gegen-
seitig anerkannten Corona-Tests und
gemeinsamen Standards für Quaran-
täne-Regelungen, um die Anforderun-
gen für Grenzübertritte transparenter
zu machen. Finnland denkt dabei wohl
nicht zuletzt an den wirtschaftlich wich-
tigen Wintertourismus in Lappland.

Marina Lindell, eine Soziologin der
Universität Turku, schreibt Finnlands
Effizienz bei der Virusbekämpfung
auch dem Umstand zu, dass in der fin-
nischen Gesellschaft eine starke soziale
Kontrolle herrsche: Es werde sehr auf-
gepasst, auch mittels der sozialen Netz-
werke, dass sich alle an die geltenden
Regeln hielten. Kurzfristig habe dies
zweifellos einen positiven Effekt, befand
Lindell, doch im längeren Zeithorizont
gehe es um ein zwiespältiges Phänomen.
Denn letztlich könne es dazu führen,
dass man sich zu misstrauen beginne.

«Hier gibt es keinen Fernunterricht»
In vielen Entwicklungsländern bleiben die Schulen während der Pandemie geschlossen

MARKUS SPÖRNDLI, NAIROBI

Grosse Pause in der Primarschule von
Masue, einem Dorf im Südosten Kenyas.
Doch auf dem Platz, der von den Klas-
senräumen und dem Lehrerzimmer um-
geben ist, bleibt es an diesem Morgen
still. Niemand rennt zwischen den Bäu-
men umher, kein Ball wird gekickt, kein
fröhliches Kindergekreische. Immerhin,
die Schule ist nicht mehr vollständig ge-
schlossen, wie sie es ein halbes Jahr lang
war. Mitte März, unmittelbar nach der
ersten registrierten Covid-19-Erkran-
kung in Kenya, verfügte die Regierung,
dass sämtliche Schulkinder zu Hause
bleiben müssen. In den umliegenden
Ländern waren die Massnahmen ähnlich
drastisch – wohl ein richtiger Entscheid,
wenn man auf die in Ostafrika bis jetzt
glimpflich verlaufene Pandemie blickt.
Doch der Preis der Massnahmen ist hoch.

Strenge Regeln

Noch immer müssen die meisten Schü-
lerinnen und Schüler zu Hause bleiben.
Nur einige sind zurück in die Schulen
gegangen, nämlich jene, die nationale
Examen schreiben sollten. In der Ma-
sue-Schule gäbe es in den acht Primar-
und zwei Kindergartenklassen eigentlich
245 Kinder. Nun sind 45 Schüler hier: die
Viertklässler und die Achtklässler. Sie
sind Mitte Oktober zurückgekommen
und mussten zuerst einmal die strengen
Corona-Regeln verinnerlichen: jeden

Morgen Fieber messen; häufig Hände-
waschen; immer einen Mundschutz tra-
gen; möglichst dauerhaft auf den Schul-
bänken sitzen, die nun mindestens einen
Meter auseinanderstehen – und auch
sonst immer Distanz wahren zu Mit-
schülern und Lehrerinnen. Etwas über
eine Woche lang konnten sich die Schü-
ler in Masue mithilfe der Lehrer auf ihre
Prüfungen vorbereiten. Die eigentlichen
nationalen Examen sind auf April im
nächsten Jahr verschoben worden, jetzt
soll erst einmal getestet werden, ob die
Kinder überhaupt eine Chance haben,
die Examen zu bestehen.

Agnetor Mwongeli meint, sie sei be-
reit für das Examen. Die grossgewach-
sene Jugendliche steht in der Pause vor
dem Lehrerzimmer, sie zögert lange und
schaut unsicher zu ihrer Lehrerin hin-
über, bevor sie dies sagt. Wie konnte sie
den Schulstoff von einem halben Schul-
jahr zu Hause bewältigen? «Ich habe
jeden Tag gelernt», sagt die Sechzehn-
jährige in der Lokalsprache Kikamba.
«Für jedes Fach haben wir ein Lehr-
buch, und meine Eltern haben mir Auf-
gaben gegeben.» Sie kann froh sein, dass
ihre Eltern, die wie praktisch alle in der
Gegend Kleinbauern sind, selbst lange
genug zur Schule gegangen waren, so
dass sie lesen und schreiben können. Die
Schulschliessung brachte es aber auch
mit sich, dass Agnetor öfter als üblich
auf Feld und Hof mit anpacken musste.
Der Schulleiter hingegen nimmt kein
Blatt vor den Mund: «Überhaupt nie-

mand ist bereit», sagt Douglas Mu-
tua in seinem Büro. Auf dem massiven
Pult steht kein Computer. «Weder die
Kinder noch die Eltern oder die Leh-
rer sind darauf vorbereitet, den Schul-
stoff des vergangenen Schuljahrs noch
rasch im neuen Schuljahr abzuschlies-
sen.» Er habe hier nicht die Infrastruk-
tur, die Privatschulen in Mombasa oder
Nairobi den Kindern zahlungskräftiger
Eltern bieten könnten. «Wir erhalten
keine zusätzliche Unterstützung vom
Staat», sagt der 43-Jährige. «Hier gibt es
keinen Fernunterricht über Zoom oder
TV, die Schüler wohnen weit auseinan-
der, und die Lehrer sind ja auch Eltern,
die sich um ihre eigenen Kinder küm-
mern müssen.»

Nachteile ein Leben lang

Mutua lehrt Mathematik und Wissen-
schaft in Masue; seine drei Kinder gehen
in eine andere Primarschule an seinem
Wohnort, sechs Kilometer entfernt von
hier. Für ihn persönlich, wie auch für die
anderen staatlich angestellten Lehrer
und Lehrerinnen, war die Schulschlies-
sung nicht schlimm. «Wir haben unseren
normalen Lohn erhalten, und ich fand es
schön, mehr Zeit mit meiner Familie zu
verbringen», sagt Mutua. «Aber andere
Mitarbeiter in der Schule, zum Beispiel
die Kindergärtnerinnen, konnten wir
nicht mehr bezahlen. Und viele Kinder
werden wegen der langen Schulschlies-
sung ihr Leben lang Nachteile haben.»

Bevor diese Schüler in Nairobi ins Klassenzimmer dürfen, wird beim Eingang die Temperatur gemessen. BILDER BRIAN INGANGA / AP

«Schwedisches Modell» stösst ans Limit
ruh. · Selbstverantwortung der Bürger
statt bindender Vorschriften durch die
Behörden: Das weltweit aufsehenerre-
gende «schwedische Modell» zur Be-
wältigung der Corona-Krise stösst in
der zweiten Welle der Infektionen, die
auch Schweden voll erfasst hat, an seine
Grenzen. Am Sonntag richtete Minis-
terpräsident Stefan Löfven einen dring-
lichen Aufruf an die Bevölkerung, den
«Ratschlägen und Empfehlungen» von
Regierung und Gesundheitsbehörde ge-
wissenhafter als bisher zu folgen. Dass
sich ein Regierungschef so direkt an
die Bürgerinnen und Bürger wendet,

hat in Schweden Seltenheitswert und
unterstreicht den Ernst der Lage. Eine
Wende hin zu mehr Zwang und Sanktio-
nen stellt Löfvens Auftritt hingegen nur
beschränkt dar. Denn dafür fehlt es der
Regierung weitgehend an der legislati-
ven Basis – vor allem, wenn es um Ein-
schränkungen der individuellen Bewe-
gungsfreiheit geht. Löfvens Bemühen,
Führungskraft zu demonstrieren, wird
jedoch von Kommentatoren als Zeichen
einer gewissen Distanzierung von der
staatlichen Gesundheitsbehörde inter-
pretiert. Bisher hatte diese weitgehend
den Kurs in der Krise vorgegeben.
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Die Pandemie
unter der Lupe
Infektionszahlen und Todesfälle im Ländervergleich

VANESSA MÖLLER

Mehr als eine Viertelmillion Corona-
Tote in den USA, über 23 000 Neu-
infektionen an einem Tag in Deutsch-
land, 147 Verstorbene innert 24 Stunden
in der Schweiz, rund 59 Millionen posi-
tiv Getestete weltweit. Bei der täglichen
Flut von Meldungen fällt der Überblick
schwer. Ein Blick auf die Infektionszah-
len und Todesfälle pro 100 000 Einwoh-
ner – der vergangenen 14 Tage und seit
Ende Januar – soll helfen, die Lage bes-
ser einzuordnen.

Bei den Infektionsfällen und Todes-
zahlen ist zu beachten, dass beide nicht
zu hundert Prozent verlässlich sind.
Denn die Länder nutzen zum Teil ver-
schiedene Zählweisen und testen unter-
schiedlich intensiv. Zudem werden in
vielen Ländern nicht nur die Personen
als Tote gezählt, die Covid-19 erlegen
sind, sondern auch jene, die im Zusam-
menhang mit einer Corona-Infektion
gestorben sind. Trotzdem geben diese
Werte den besten Überblick über die
derzeitige Situation weltweit.

Die Schweiz an 4. Stelle

Aktuell sind Georgien und Österreich
relativ gesehen die am stärksten betrof-
fenen Länder. In den beiden Staaten gab
es in den vergangenen 14 Tagen jeweils
mehr als 1000 neu bestätigte Infektio-
nen mit dem Coronavirus pro 100 000
Einwohner. Das heisst, dass bei jedem
hundertsten Einwohner das Virus dia-
gnostiziert wurde. Die gegenwärtig am
stärksten betroffenen Staaten sind fast
ausschliesslich europäische.Dies könnte
damit zu tun haben, dass sich die Men-
schen im Herbst und Winter vermehrt
drinnen aufhalten, wo sich das Virus
leichter verbreiten kann. Zudem sind in
Ländern wie beispielsweise Polen die Po-
sitivitätsraten der durchgeführten Tests
sehr hoch, was für eine hohe Dunkel-
ziffer spricht und die Unterbrechung von
Infektionsketten erschwert.Die Schweiz
hat derzeit pro Kopf am viertmeisten
Neuinfektionen. Deutschland hat einen
Drittel der Fälle der Schweiz.

Aus den USA werden gegenwärtig
zwar die absolut höchsten Zahlen an
täglich Neuinfizierten gemeldet. Doch
heruntergebrochen auf die Bevölke-
rungszahl, relativiert sich das Bild: Pro

100 000 Einwohner gab es in den ver-
gangenen zwei Wochen in den USA nur
etwas mehr als halb so viele Neuinfektio-
nen wie inGeorgien.Auch bei den kumu-
lierten Infektionsfällen verzeichnen die
USA mit mehr als 12,2 Millionen bestä-
tigten Fällen absolut die höchstenZahlen.
Berechnet man dies jedoch wieder rela-
tiv zur Bevölkerung, so haben sich seit
dem Beginn der Pandemie in den USA
pro 100 000 Einwohner nur 300 Perso-
nen mehr mit dem Coronavirus infiziert
als in der Schweiz. Die hohen relativen
und absoluten Fallzahlen der USA hän-
gen auch damit zusammen, dass in dem
Land fast 330MillionenMenschen leben.
DerVergleich mit Indien oder China, die
beide mehr als vier Mal so viele Einwoh-
ner, aber relativ (Indien) und absolut
(China) viel geringere Fallzahlen haben,
zeigt jedoch, dass eine grosse Bevölke-
rung nicht der einzige Grund für dieVer-
breitung des Virus sein kann.

Um zu erkennen, wie heftig die Pan-
demie ein Land getroffen hat, kann man
auch die relativen Todeszahlen betrach-
ten.Auffällig ist hierbei, dass in den ost-
mitteleuropäischen Ländern gegenwär-
tig relativ viele Menschen am oder mit
dem Coronavirus sterben. Das lässt sich
einerseits damit erklären, dass viele die-
ser Länder derzeit sowohl verglichen mit
der ersten Welle, die dort eher schwach
verlief, als auch im weltweiten Vergleich
hohe Fallzahlen verzeichnen. Anderer-
seits sind die Gesundheitssysteme ost-
mitteleuropäischer Länder weniger leis-
tungsfähig als jene inWesteuropa.

Belgien hat die meisten Toten

Betrachtet man die Corona-Toten seit
Beginn der Pandemie, ist zu sehen, dass
die Todesraten pro Kopf vor allem in
lateinamerikanischen und einigen euro-
päischen Ländern sehr hoch sind.Gerade
in Belgien ist die Pro-Kopf-Rate mit 136
Todesfällen pro 100 000 Einwohner sehr
hoch. Dies ist einerseits mit den hohen
relativen Fallzahlen in Belgien zu erklä-
ren, die neben sehr vielen Tests auch auf
die dichte Besiedlung, den regen Durch-
gangsverkehr und die geringe Disziplin,
sich an Regeln zu halten, zurückzuführen
sind. Andererseits sind viele Alten- und
Pflegeheime schlecht ausgestattet, wes-
halb sie lange Zeit für fast drei Viertel
der Corona-Toten verantwortlich waren.

Noch düsterer ist die Einschätzung
der Wissenschaft. Gemäss einer Studie
im Auftrag des Uno-Kinderhilfswerks
Unicef sind während der Pandemie über
1,6 Milliarden Kinder und Jugendliche
von Schulschliessungen betroffen, und
für mehr als ein Drittel von ihnen gibt
es keinen Fernunterricht. Besonders be-
troffen ist Afrika südlich der Sahara, wo
weniger als die Hälfte der Kinder über
technische Hilfsmittel mit ihrer Schule
verbunden bleiben konnten.

In einem Entwicklungsland wie
Kenya übernimmt das Schulsystem weit
mehr als Erziehungs- und Bildungsauf-
gaben: Viele Kinder erhalten dort ihre
Hauptmahlzeit; Entwurmungs- und
Impfkampagnen laufen über die Schu-
len.Gemäss einer kürzlich erschienenen
zweiten Studie vonUnicef und der NGO
Save the Children führen die Schul-
schliessungen deshalb auch zu mehr
Armut, Unterernährung und Krankhei-
ten – zudem nähmen die Kinderarbeit,
die Gewalt gegen Kinder und die Zahl
von Teenager-Schwangerschaften zu.
Die langen Schulschliessungen hätten
für Kinder und Jugendliche besonders
im globalen Süden deutlich mehr Nach-
alsVorteile.DieUnicef-ChefinHenrietta
Fore sprach bei der Vorstellung der ers-
ten Studie Ende August von einem glo-
balen Bildungsnotstand: «Die Auswir-
kungen könnten in Wirtschaft und Ge-
sellschaft noch jahrzehntelang zu spüren
sein.» – In Masue scheinen die Auswir-
kungen bis jetzt nicht ganz so schlimm
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Agnetor Mwongeli
Klassenkameradin
von Ian

Ian Mwendwa
Primarschüler
in Masue in Kenya

Händewaschen, aber auch Glace-Essen: Die Rückkehr in die Schule ist für manche eine Mischung aus Sorge und Freude.

zu sein. Trotzdem ist die Belastung für
die Kinder gross. Für Agnetors Klas-
senkameraden Ian Mwendwa war die
Schulschliessung besonders einschnei-
dend, denn er lebte während der Trimes-
ter imKnabenwohnheim der Schule.Ma-
sue ist nicht nur eine Tagesschule, son-
dern auch ein Internat, mit Schülern, die
auch aus den Grossstädten Nairobi und
Mombasa anreisen. Ian musste Mitte
März wie die anderen «Boarders» inner-
halb von zweiTagen seine Sachen packen
undmit demBus nachHause fahren. «Es
war ein Schock», sagt der Zwölfjährige.
Obwohl er nur dreissig Kilometer fah-
ren musste, war für ihn die Umstellung
gross.Er musste nun im Landwirtschafts-
betrieb seiner Eltern arbeiten; nebenbei
studierte er seine Lehrbücher.

Nie mehr zurück in die Schule

Ian freute sich sehr, als er endlich wie-
der die Tasche packen und den Bus zu-
rück Richtung Masue nehmen konnte.
Da war noch vorgesehen, dass die Schu-
len schrittweise für weitere Klassen wie-
der geöffnet werden sollten. Doch im
Zuge der jüngst steigenden Covid-19-
Fallzahlen legte die Regierung diesen
Plan im letzten Moment wieder auf Eis,
bis mindestens Anfang nächsten Jahres.
Auch in fünfzig anderen Staaten bleiben
die Schulen geschlossen. Je länger diese
Situation anhält, so die Unicef-Studie,
desto mehr Schüler werden nie mehr in
die Schule zurückkehren. QUELLE: JOHNS-HOPKINS-UNIVERSITÄT, WELTBANK NZZ / nth.
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